
A u s d e n  G r ü n d e n :
Wie der vom Bezirksgericht festgestellte Sachverhalt 

beweist, hat der Angeklagte in Westdeutschland gegen­
über Stellen, die einen Kampf gegen die Arbeiter-und- 
Bauern-Macht in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik führen, Tatsachen über die Deutsche Grenzpolizei 
verraten, die zum Schutze der Deutschen Demokrati­
schen Republik geheimzuhalten sind. Dies hat zwar 
auch das Bezirksgericht erkannt, es hat daraus aber 
nicht die richtigen strafrechtlichen Konsequenzen ge­
zogen.

Mit § 38 Abs. 1 StEG wird lediglich die unerlaubte 
Weitergabe geheimzuhaltender dienstlicher Angelegen­
heiten unter Strafe gestellt, soweit nicht nach anderen 
Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist. Werden 
derarige geheimzuhaltende Tatsachen jedoch an Orga­
nisationen oder Personen preisgegeben, wie sie in § 14 
StEG bezeichnet sind, dann ist kein Raum mehr für die 
Anwendung des § 38 Abs. 1 StEG; diese Handlungen 
werden vom speziellen Tatbestand des § 14 StEG er­
faßt. Dies hätte das Bezirksgericht'erkennen und den 
Angeklagten unter Beachtung des § 216 StPO wegen 
Spionage (§ 14 StEG) verurteilen müssen.

§ 223 StGB.
Zur Aufklärung des Sachverhalts und zur Strafzu­

messung bei Kindesmißhandlung.
OG, Urt. vom 4. März 1958 — 2 Zst III 5/58.

Das Kreisgericht L. — Stadtbezirk Süd — hat am 11. No­
vember 1957 die Angeklagten C. und J. wegen Mißhand­
lung eines Kindes (§ 223b StGB) schuldig gesprochen. Die 
Angeklagte C. hat es zu sechs Monaten Gefängnis und den 
Angeklagten J. zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. Dem 
Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Ende des Jahres 1955 trennte sich die Ehefrau des An­
geklagten von ihm und begab sich nach Westdeutschland. 
Der aus dieser Ehe hervorgangene, am 14. Juli 1953 ge­
borene Hans-Jürgen wurde daraufhin von der Mutter des 
Angeklagten erzogen.

Er selbst lebte danach mit der verwitweten Angeklag­
ten C. und deren vier Kindern im Alter von einem bis vier­
zehn Jahren zusammen. Er beabsichtigte, die Angeklagte C. 
nach der Scheidung seiner Ehe zu heiraten. Er holte im 
Februar 1957 Hans-Jürgen zu sich, damit er gemeinsam mit 
deren Kindern erzogen und betreut werden konnte. Das 
Kind war unsauber. Es brachte nicht zum Ausdruck, wenn 
es die Notdurft verrichten mußte, sondern beschmutzte das 
Bett und die Kleidung. Es wollte auch nicht essen. Da alles 
Zureden erfolglos war, begannen die Angeklagten, das 
Kind zu schlagen. Weder leichte noch stärkere Schläge 
veranlaßten eine Änderung im Verhalten des Kindes; es 
weinte auch nicht bei diesen Züchtigungen. Deshalb gingen 
sie dazu über, es mit einem Lederriemen zu schlagen. Aber 
auch das vermochte das Kind nicht zu einem anderen Ver­
halten zu bewegen. Um diesem Zustand ein Ende zu be­
reiten, stellte der Angeklagte einen Antrag um Aufnahme 
in ein Wochenheim. Bei der Aufnahme wurde das Kind 
von einem Arzt untersucht. Dabei wurde festgestellt, daß 
die linke Wange mit Blutflecken und Striemen völlig be­
deckt war und an Armen und Oberschenkeln sich eine 
große Anzahl blauer Flecke befand.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.
r

Aus den G r ü n d e n :
Der vom Kreisgericht festgestellte Sachverhalt ist 

sehr allgemein gehalten und beruht im wesentlichen 
auf den Einlassungen der Angeklagten, denen das 
Kreisgericht gefolgt ist, ohne sich damit auseinander­
zusetzen. Das Kreisgericht hätte die Aussagen der 
Angeklagten, däs Kind habe Kleider und Bett be­
schmutzt und auch sonst große Schwierigkeiten bereitet, 
nicht kritiklos hinnehmen dürfen. Gleichfalls hätte es 
dem Verteidigungsvorbringen der Angeklagten, das 
Kind sei gütlichem Zuspruch nicht zugänglich gewesen 
und habe selbst auf Schläge nicht reagiert, nicht ein­
fach folgen dürfen, zumal für die Aufklärung die­
ser Tatumstände Beweismittel zur Verfügung standen. 
Über Gesundheitszustand, Veranlagung, Erziehungs­
stand und Verhalten des Kindes im allgemeinen und 
in besonderen Situationen hätte das Kreisgericht, ehe 
es darüber Feststellungen treffen konnte, die Personen 
als Zeugen hören müssen, die mit dem Kind in der 
Zeit, ehe es in die Betreuung der Angeklagten kam, und

während dieser Zeit in nahem Verkehr gestanden haben. 
Das sind außer der Mutter des Angeklagten J. die 
Bewohner des Hauses, in dem die Angeklagten wohn­
ten, und die Angestellten der Abteilung Jugendhilfe 
und Heimerziehung, die sich mit den Angelegenheiten 
des Kindes bereits im Juni/Juli 1957 auf Grund ihnen 
zugegangener Beschwerden befaßt hatten. Das Kreis­
gericht hätte diese Zeugen auch über ihre Wahrneh­
mungen von Mißhandlungsmerkmalen am Körper des 
Kindes befragen und Frau Dr. med. K. als Sachver­
ständige und, soweit diese solche Mißhandlungsmerk­
male selbst gesehen hat, als sachverständige Zeugin 
hören müssen. Erst auf Grund der Ergebnisse einer 
umfassenden Beweisaufnahme hätte das Kreisgericht 
zu zutreffenden Feststellungen über die Häufigkeit und 
Schwere der dem Kind von den Angeklagten zugefüg­
ten Mißhandlungen gelangen und damit eine sichere 
Grundlage für die rechtliche Beurteilung der Straf­
taten der Angeklagten (§ 223b Abs. 1 oder § 223b 
Abs. 1 und 2 StGB) erlangen können.

Sodann hätte es aufklären müssen, welcher von den 
beiden Angeklagten die treibende Kraft gewesen ist 
und ob der Umfang der Beteiligung an den Mißhand­
lungen unterschiedlich war.

Das Urteil des Kreisgerichts L. — Stadtbezirk Süd — 
vom 11. November 1957 war wegen Verletzung des 
§ 200 StPO aufzuheben und die Sache an dieses 
Gericht zurückzuverweisen. Bei seiner Entscheidung 
wird es für den Angeklagten J. erschwerend zu beach­
ten haben, daß er der Vater des Kindes ist.

Sollte die Beweisaufnahme ergeben, daß die An­
gaben der Angeklagten über die Schwierigkeiten bei 
der Erziehung des Kindes zutreffen und sie es nur aus 
einem ihrer Meinung nach begründeten Anlaß erheb­
lich gezüchtigt haben, sind gleichwohl die vom Kreis­
gericht ausgesprochenen Strafen zu niedrig, so daß das 
Kreisgericht auch in diesem Fall höhere Strafen aus­
zusprechen haben würde.

•
§ 220 StPO.
Das Gericht muß über alle dem Angeklagten mit der 

Anklageschrift zur Last gelegten strafbaren Handlungen 
im Urteil entscheiden.

OG, Urt. vom 29. April 1958 - 1 b Ust 39/58.

Das Bezirksgericht hat den Angeklagten wegen staats­
gefährdender Hetze und Propaganda (§ 19 Abs. 1 Ziff. 1 
und 2 StEG) verurteilt. Die dem Angeklagten mit der An­
klage zur Last gelegte Verleitung seiner Stiefschwester 
zum Verlassen der DDR hat es nicht für erwiesen erachtet 
und dazu ausgeführt, daß sich ein Freispruch erübrige, da 
das Hauptverfahren insoweit nicht eröffnet worden sei.

Der Staatsanwalt des Bezirks hat gegen dieses Urteil 
Protest eingelegt. Der Protest hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat die Rechtsauffassung vertre­

ten, daß es eines Freispruchs wegen der Verleitung 
eines Bürgers zum Verlassen der DDR nicht bedürfe, 
da deswegen das Hauptverfahren nicht eröffnet worden 
sei. Es ist zwar richtig, daß der Eröffnungsbeschluß 
die Grundlage des gerichtlichen Verfahrens bildet 
(§ 176 StPO) und demzufolge das Gericht nicht über 
Handlungen entscheiden darf, für die es die Eröffnung 
des Strafverfahrens nicht beschlossen hat. • Es darf 
dabei jedoch nicht § 220 Abs. 1 StPO übersehen werden. 
Das ist aber hier geschehen. Gern. § 220 Abs. 1 StPO 
ist Gegenstand der Urteilsfindung das in der Anklage 
bezeichnete Verhalten des Angeklagten, wie es sich 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme darstellt. 
Daraus ergibt sich, daß das Gericht über alle straf­
baren Handlungen, deren der Angeklagte mit der An­
klageschrift beschuldigt worden ist, im Urteil ent­
scheiden muß. Stellt das Bezirksgericht bei der Ent­
scheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
fest, daß der Angeklagte einer der ihm mit der An­
klage zur Last gelegten Handlungen nicht hinreichend 
verdächtig ist, so muß es insoweit entweder die Er­
öffnung des Hauptverfahrens ablehnen (§ 175 StPO) 
oder aber die Sache an den Staatsanwalt zurückgeben 
(§ 172 Ziff. 2 StPO). Wenn aber über diese dem Ange­
klagten zur Last gelegte Handlung das Hauptverfahren 
nicht eröffnet worden ist, trotzdem aber über sie ver-

756


